
dem die Klägerin intime Beziehungen aufgenommen 
hat, als Zeuge gehört, obwohl dieser möglicherweise 
als künftiger Miterzieher der Kinder in Frage 
kommt.
In diesem Fall liegt nahe, daß leichtfertig über die In­
teressen der Kinder hinweggegangen wurde und vom 
Gericht nicht alle Möglichkeiten genutzt worden sind 
(u. U. auch Vermittlung einer Sexualberatung), um 
darauf hinzuwirken, daß die Parteien im Interesse der 
Kinder den ehelichen Konflikt zu überwinden suchen.
In einem weiteren Verfahren wurde eine im Jahre 
1958 geschlossene Ehe, aus der drei Kinder hervorge­
gangen sind, wegen mehrfacher beiderseitiger Untreue 
der Ehegatten geschieden. Das Kreisgericht hat zum 
Sinnverlust der Ehe ausgeführt: „Nunmehr haben sich 
die Beziehungen beider Parteien soweit objektiviert, 
daß keiner bereit ist, die Ehe mit dem anderen fortzu­
setzen, da es beiderseits am notwendigen Vertrauen 
mangelt. Die Fortsetzung einer solchen Ehe dient aber 
auch nicht mehr der positiven Erziehung der minder­
jährigen Kinder.“ Die Erziehungsrechtsregelung, bei 
der das Gericht den übereinstimmenden Vorschlägen 
der Parteien folgte, wurde damit begründet, daß die 
Klägerin in der Vergangenheit, bedingt durch den 
wechselhaften Dienst des Verklagten überwiegend die 
Erziehung übernommen habe. In dieser Entscheidung 
ist kein Wort über die Auswirkungen der Untreue 
beider Parteien auf die Kinder enthalten, obwohl im 
Verfahren vom Verklagten Hinweise über eine zeitwei­
lige Vernachlässigung der Kinder durch die Klägerin 
gegeben wurden. Nach solchen Hinweisen wäre es ge­
boten gewesen, trotz der übereinstimmenden Vor­
schläge der Parteien eine Stellungnahme der Organe 
der Jugendhilfe zur Erziehungsrechtsregelung einzu­
holen.

Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte Und 
Zusammenarbeit mit staatlichen Organen 
im Eheverfahren
Die Gerichte haben in Eheverfahren, von denen min­
derjährige Kinder betroffen sind, die Möglichkeiten der 
Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte und der Zu­
sammenarbeit mit staatlichen Organen besonders sorg­
fältig zu prüfen. Die allgemeine Problematik der Ehe­
konflikte bzw. einer eventuellen Eheauflösung wird 
hier um den gesellschaftlich außerordentlich bedeutsa­
men Aspekt erweitert, wie eine harmonische Entwick­
lung und eine den Anforderungen der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung entsprechende Erziehung der Kin­
der gewährleistet werden kann. Deshalb ist es erfor­
derlich, daß die Gerichte den Beschluß des Plenums des 
Obersten Gerichts über die erzieherische Tätigkeit der 
Gerichte zur Erhaltung von Ehen vom 24. Juni 1970 
(NJ-Beilage 3/70 zu Heft 15) sowie die Hinweise, welche 
die 30. Plenartagung des Obersten Gerichts für die Er­
höhung der Effektivität der Verfahren gegeben hat/4/, 
konsequent durchsetzen. Ausschlaggebend für die Ein­
beziehung gesellschaftlicher Kräfte sind stets der spe­
zifische Inhalt des Ehekonflikts, die Besonderheiten der 
jeweiligen Ehe- und Familiensituation, die objektive 
Möglichkeit der Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte 
und der Zusammenarbeit mit staatlichen Organen sowie 
die sich hieraus ergebende konkrete Zielstellung der 
Mitwirkung.
Nur wenn die Gerichte eine klare Vorstellung über 
das Ziel der Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte ha­
ben, kann auf diesem Gebiet die von der 30. Plenarta­
gung des Obersten Gerichts geforderte Einheit von Ef­
fektivität (hier im Sinne de*- erzieherischen Einwirkung 
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teressen der Kinder) und rationeller Arbeitsweise in 
der Rechtspflege hergestellt werden. Demzufolge wider­
spricht sowohl das Unterlassen einer notwendigen Ein­
beziehung gesellschaftlicher Kräfte und der Zusammen­
arbeit mit staatlichen Organen als auch eine schema­
tische, nicht durchdachte, das Gesetz der Ökonomie der 
Zeit verletzende Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte 
den Pflichten des Gerichts. Unter diesem Gesichtspunkt 
ist auch der Hinweis der 30. Plenartagung des Obersten 
Gerichts zu verstehen, daß die Mitwirkung von Werk­
tätigen sowie von Vertretern der örtlichen Organe und 
gesellschaftlichen Organisationen zu vermeiden ist, 
wenn dies lediglich zu einer Wiederholung bereits er­
folgter gesellschaftlicher Einflußnahme führen würde.

In der Praxis der Kreisgerichte des Bezirks werden die 
Möglichkeiten zur Erhöhung der Effektivität der Recht­
sprechung noch ungenügend genutzt. Das sollen fol­
gende Beispiele verdeutlichen:

In einer Ehesache hat das Kreisgericht sich zwar er­
kennbar bemüht, die Ehe, in der zwei Kinder vorhan­
den waren, zu erhalten, indem es die Aussöhnungsver­
handlung wiederholte und eine Aussetzung des Ver­
fahrens beschloß. Es hat jedoch die Möglichkeiten der 
Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte nicht genutzt. 
Obwohl in der Stellungnahme des Referats Jugendhilfe 
zur Erziehungsrechtsregelung ausdrücklich erwähnt 
wurde, daß der Betrieb des Klägers darum gebeten hat, 
Vertreter des Betriebes in die Verhandlung einzubezie­
hen, ist das Kreisgericht diesem berechtigten Anliegen 
nicht nachgekommen.
Die Einbeziehung des Betriebskollektivs wäre auch in 
einem anderen Verfahren geboten gewesen, von dem 
vier minderjährige Kinder betroffen waren. Das Kreis­
gericht hat in dieser Sache die Ursache für den ehe­
lichen Konflikt im Alkoholmißbrauch des Ehemannes 
erblickt. In der Beurteilung des Betriebes wurde der 
als Kraftfahrer tätige Ehemann sehr positiv einge­
schätzt; von Alkoholmißbrauch war nicht die Rede. 
Hier dürften bereits berechtigte Zweifel begründet sein, 
ob mit dem Hinweis auf den Alkoholmißbrauch des 
Mannes im privaten Leben die wirkliche Ursache des 
Ehekonflikts überhaupt erkannt wurde. Das Kreis­
gericht hat die Ehe geschieden, ohne die sich hier an­
bietenden Möglichkeiten einer moralisch-erzieherischen 
Einflußnahme zu nutzen.
Die richtige Orientierung auf eine sachbezogene Mit­
wirkung gesellschaftlicher Kräfte, bei der die Beson­
derheiten der jeweiligen Ehesituation sorgfältig be­
rücksichtigt werden, darf jedoch nicht dazu führen, 
daß das Gericht in dieser Beziehung ungenügende Ak­
tivität entwickelt. Bei Ehekonflikten, von denen die 
Interessen minderjähriger Kinder berührt werden, be­
steht in zahlreichen Fällen nicht nur die Notwendig­
keit, die Kraft der Gesellschaft zu nutzen, sondern es 
sind auch objektiv günstige Voraussetzungen für der­
artige Maßnahmen vorhanden. Das zeigt sich in einem 
wachsenden Interesse und in einer zunehmenden Sorge 
der Kollektive der Werktätigen um die Entwicklung 
und Erziehung der Kinder bei Konfliktsituationen in 
Familien. Überwiegend werden die Auswirkungen ehe­
licher Konflikte auf die Kinder nicht mehr als indivi­
duelle Angelegenheit der Ehegatten betrachtet, was sich 
u. a. in der Tatsache ausdrückt, daß in steigendem Maße 
auch ohne gerichtliche Einflußnahme eine gesellschaft­
liche Einwirkung auf die Ehegatten vor Klageerhebung 
erfolgt. Während die Auffassung, daß die Ehe „Privat­
sache“ sei, noch verhältnismäßig häufig anzutreffen ist, 
werden die Interessen der Kinder doch mehr und mehr 
als gesellschaftliches Problem erkannt, und die Kollek­
tive sind bereit, sich hier einzusetzen und verantwort­
lich mitzuwirken.
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